
An die 
Präsidentin des Landtags 
Nordrhelll-Westlalen 

Innenausschuss 

anhoerung@landtag nrw de 

ausschl ießl ich per E-Mail 

L a "~ csbcau Ut"glor 
hi . Datenschu tz und Infotmallonslteiheit 
flo.dthoin · Wes tf. I .... 

Gesetz zur Änderu ng des Gesetzes zum Schutz personenbcnoger­
ner Daten (Datcnschutzgesclz Nordrhcin-Wcstfalcn - DSG NRW) 
Gesetzentwurf der landesregierun9. Druck5i1che 16/6634 
Sachversländigengespräch des Innenausschusses am 26.02 20 15 

Ihr Schreiben vom 15.12.20t4 

Seil! 9eehne Damen und Henen Abgeordnete, 

ich danke Ihnen fIl r die Gel€!ienhell. zur gepl;,"te" Anderung des DSG 
NRW Stellung zu nehmen. 

Zu Frage 1: 
Die Regelung ~önnlC auch jel'ieils in den einzelnen Fachgesetzen (z B 
im POli tcigeset;;: ) erfolgen. Aus meille. Sicht ware dies sachgerechter 
Üblicherweise enthalt das allgemein gefasste DSG NRW ~e ine Rege­
lungen zu emzelnen Anweodungsfbllen Eine Regelung ~ DSG NRW 

ist aber möglich. 

Bei einer Regelung rn den Fachgesotzen kö~nte gaMuer bestimmt wer­
den. in welchen Fällen eine Datelwerarbeirung zur Sicherheit oder zur 
Koordlnierung der ErnsarZkrähe erfor(lerlich Ist 

Zu Frago 2: 
Da mUll nicht weiß. IV'e sich die Technologie künftig el11\'1lckeln wird ist 

nicht abscharzbar, welche , amIeren technIschen MI\1el " zur Ortung in 
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An die 
Präsidentin des Landtags 
Nord rhelll ·Westfalen 

Innenausschuss 

anhoerung@landlag nrw de 

ausschließlIch per E·Maii 

L8"dubc~u Ut89tOt 
hl. Datenschutz und InfotmarJonsrtO IIl~il 
/lordrh,,; n -W<IS U. 11m 

LANDTAG 
NDFIDRfEIN·WESTFALEN 

_ WAfLf>ERIOOE 

Gesetz zur Änderung des Gesetzes zum Schutz personenbenoger. 
ner DalclO (Datenschutzgesetz Nordrhein-Westfalen - DSG NRW) 
Gesetzentwurf der Landesregienlr1g, DruckSilche 16/6634 
Sachverständigengesprach des Innenausschusses Olm 2602 2015 

Ihr Schreiben vom 15.12.20t4 

Sehr geehrte Damen und HeHen Aogeordnete, 

iCh danke Ihnen fIl r die Gel€!;enhelt, zur gepl<lt11en Anderung des DSG 
NRW Stellung zu nehmen. 

Zu Frago I : 
Die Regelung körm!o auch Jeweils in den ernzeinen Fachgesetzen /z B 
im Polizclgesetz) erfolgen, Aus meIner Sicht w:ire dIes sachgerechter. 
Ublicherweise enthalt das allgeme!n gefasste DSG NRW ~eine Rege­
lungen zu eInzelnen Anwendungsfallen E,ne Regelung ;'l1 DSG NRW 
ist aber möglich. 

Bel einBr Regelung In den Fachgesatzen könnte gennuer beslimmt wer­
den, in welchen Fällen eIne Datenverarbeitung zur Sicherhei! oder zur 
Koordlnle/Ung der Ernsatzkrllhe erlorderlich Ist 

Zu Frago 2: 
Da mnll nIcht weIß wIe sich die Technologie kunftig ell1wickeln wird ist 
n,cht abschatzbar, welche .an::teren technischen MIttel" zur Ortung in 
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landes~eau IU;lOI0. 
fU . Datenschutz und In lormalion~frelheit 
Nordrhcin ·W<ls tl 3tQn 

Frage kommen könnten. Gegenwärtig wäre theoretisc:' terMS eine Or. 
tung über bekannte WLAN·Netze möglich 

Die Öllnung im Gesetzentwurf ist sinnvoll , SO'o'11il1t sie dazu dient. dte 
nach dem jeweils aktuellen Stand der Tec/m.k am besten geeignete und 
siehe/sie Moglichkelt der Orhl!1g nutzen zu können 

Zu Frage 3: 
Die lulassigkelt voo Zug/nlen aul Pos!llonsdalen der Rettungsdienste 
durch Poli~ei und Verfassungsschutz richtet sich oach dem Recht für die 
Taligkeil von Polizei und Verfilssungsschulz Ein Zugnff 1$1 donach nichl 
ausgeschlossen, 

WeM Polizei oder Verfassungsschutz die Onungsdalen eines Rel· 
tungsdlenslmllarbeilers erhiellen. ware filr Polizei oder Verfassungs· 
SChutz damit allerdings noch keine Informatioo Ober den Aufenthaltsort 
von Menschen mit aufenthallsrechtlich IUeg<llem Status verbunden, die 
von einem RellungseinsaLZ betroffen sind . Um eine solche Verknuplung 
vOll lnformalionen lU erstellen, wll re Zusilll.wisscn erforderlich, das sieh 
Pol ize i oder Verfassungsschutz e~t beschaffen mussten - el\ya durch 
Nachfragen oder Einsicht In Dokurllcntalionen belrn Rettungsdienst Ern 
Onungsdatum allein entMII keine Information, die In deI angesproche­
nen Fallkonstelliltion unmittelbar verwertbar ware Dagegen ISt es den~ · 

bar, verwertbare Informationen einfacher ohne Sezug auf den Digital· 
funk zu erha lten. 

Zu Frago 4: 
Mildere Altemaltven sind mcht erkennbar. 

Zu Frage 5: 
Zur Voraussetzung der Frage, dass die KoordiOiefUng der Einsalzkräfte 
bislang funktroniert, hilbe feh keine eigenen Erkenntnisse Ob Olg,tatfunk 
mit einer Onungsfunktion unter diesem Gesichtspunkt erforderlich ist. 
kamlieh daher fachlie!l nicht abschließend bewteilen. D'e Begrtindung 
[ur die Erforderlichkeit erscheint mir denno~h nachvollziehbar, 
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l.nde5bnuU·1I0Ie. 
fil. D~ t cnschu tz und lrolo.maUonstfc lheil 
No .d.hci,,·Wcs tratlln 

Abschließend madle ~h auf weitere Fragestellungen aufmorksam. d,e 
sieh aus denr Enl\':urf ergeben-

1 Der Entwurf regelt. dass beslllnrnle Datenverarbeitungen Ohne 
Einwilligung durchgeführt ..... erden dürfen. Die Grundregelung in 
§ 29« Abs . 1 DSG NRW, d<lsS bereils der E'nsatz der dorl defi­
nierten informalionstechnischen Sysleme, mehl erst die d<lmtl 
durchgeführte Datenverarbeitung. einel Einwil ligung bedarf, b!elbt 
nach dem Wortlaut des RegelungsenIWUrfs unberOhn. Der Ern· 
satz von Digltalfunkger5tell bedüme damit de. fro,w~ligen Ernwil­
ligung. Das Im Gesclzenl\",urf unter A beßchriet>ene Problem des 
Einsatzes nur mit Ernwilligung ..... ird durch den Wort laut des Rege· 
lungsentwurfs daher nicht gelbst. 

2 Es bleibt offen, ob eine dauerhaft akt i~e Ortung flrfordertich sein 
kann E,ne dauerhafte Ortung ware e in intensiver Eingriff in das 
Recht auf InfOlmatlonelle Seibstbctstimmung Ich gehe davon aus. 
dass e.ne dauerhafte Ortung im RegelfaU nicht elf;;lIdorhch ist. 
Beispielsweise muss in Pausenzeiten mcht zwingend em Ort an­
gezeigt werden. wenn d.e O.tl.lng im Eins.1tz fall von der lel15telic 
aktiviert werden kann Um Unklarheiten zu vermeiden. rate ich 
dazu, zurnrndcst;n ll~r BegrOndung deutl ich zu macheIl. dass ei· 
ne dauerhafl aktIve Ortun9 im Regeltall nicht erforderlich ISI 

3. In Bezug auf den Kre.s der beteit.gten Behördell orsch!ießt sieh 
nicht, warum der Verfassungsschutz NRW 111\ selben Umfang VI!e 

die Poliwi odcr dcr Katastrophenschutz clm3ehlig' werden soll 

Mit freundlichen GrOßen 
~ 

(t~p~/A,.J 


